Haushalt und Sparpaket
Zusätzliche finanzielle Belastungen
Das Sparpaket sieht vor, dass allein die autonomen Regionen und Provinzen insgesamt 860 Millionen Euro zur Sanierung des Staatshaushalts beitragen müssen.

In den Ländern, die ihre Gemeinden autonom verwalten (Südtirol, Trentino, Friaul-Julisch Venetien und Aosta), müssen die Gemeinden noch einmal insgesamt 60 Millionen Euro aufbringen.
Insgesamt kommen Land Südtirol und Gemeinden so auf eine Summe von rund 120 Millionen Euro, mit der sie sich am Sanierungspaket beteiligen sollen.

Es geht hier demnach nicht mehr um einen Stabilitätspakt, sondern um ein Beschneiden der Einnahmen des Landes.

Diese Einnahmenkürzung soll per Durchführungsbestimmung noch näher definiert werden, der Staat behält in der Zwischenzeit die gesamte Summe allerdings von den Steuereinnahmen ein. In jedem Fall kommen die Kürzungen noch zu den Sparauflagen, die per Stabilitätspakt vorgeschrieben werden. Allein die letzten drei Sparpakete (2010, Juli 2011 und August 2011) verpflichten das Land, den Saldo zwischen Einnahmen und Ausgaben um insgesamt 301 Millionen Euro zu verbessern. 

Staat sichert sich Mehreinnahmen, Land schultert Mindereinnahmen
Wie schon im Sparpaket von August sollen die Mehreinnahmen aus den Sondersteuern, die auch das Monti-Paket vorsieht, wieder allein in die Kassen des Staates fließen und für die Sanierung des Staatshaushalts verwendet werden. Die Mehreinnahmen in Südtirol (aus der Anhebung der Abgaben auf Treibstoffe, für Luxusautos, die Stempelsteuern auf Wertpapiere oder die Rückführung von Kapital) belaufen sich laut ersten Schätzungen auf 80 Millionen Euro 2012 sowie 140 Millionen Euro 2013. 
Gleichzeitig verfügt das Sparpaket, dass die Mindereinnahmen als Folge der verschiedenen Maßnahmen zur Ankurbelung der Wirtschaft auf den Schultern des Landes lasten. Mindereinnahmen werden für IRPEF, IRES und IRAP erwartet.

Das Land wird darauf drängen, dass diese Mindereinnahmen als Beitrag zur Sanierung des Staatshaushalts anerkannt werden. 
IRPEF-Zuschlag
Das Sparpaket zwingt alle Regionen – auch die autonomen – den IRPEF-Zuschlag von 0,9 auf 1,23 Prozent anzuheben. So verringert der Staat den Handlungsspielraum der Regionen und widerspricht den Bemühungen um einen föderalistischeren Staatsaufbau.
Sollten die Einnahmen aus der Erhöhung des IRPEF-Zuschlags tatsächlich – wie kolportiert – der Finanzierung des staatlichen Gesundheitssystems dienen, würde dies einer Ausdehnung auf die autonomen Regionen und Provinzen widersprechen, nachdem diese nicht vom nationalen Gesundheitsfonds profitieren.
Gemeinden- und Regionen-Föderalismus
Verschiedene Bestimmungen des Sparpakets widersprechen den Ausnahmebestimmungen (“clausole di salvaguardia”) für autonome Länder, die in den Verordnungen zum Steuerföderalismus verankert sind. So sollten lokale Steuern (auf Gemeindeebene), die der Staat vorsieht, in den autonomen Ländern nur eingeführt werden, wenn diese eine solche Einführung per Landes- oder Regionalgesetz selbst vorsahen.

Mit dem Sparpaket und der darin vorgesehenen Einführung von IMU (ab 2012) und RES (ab 2013) wird diesen Bestimmungen widersprochen.

Dazu kommt, dass der Staat sich einen Teil der Einnahmen aus diesen Steuern selbst sichern will, und zwar mit einer entsprechenden Durchführungsverordnung. Allerdings wird auch hier die Verordnung nicht abgewartet, vielmehr behält der Staat einen Teil der Steuereinnahmen ein, und zwar je nach Schätzung des Steueraufkommens.

In ersten Schätzungen geht man davon aus, dass die Südtiroler Gemeinden rund 202 Millionen Euro über die IMU einheben werden. 41 Millionen Euro gehen auf das Konto der Erstwohnungen, 161 auf jenes anderer Immobilien. Allerdings muss die Hälfte letzterer Summe an den Staat abgetreten werden. Im Vergleich zu den Einnahmen aus der ICI (elf Millionen Euro an Ausgleichszahlungen für die Erstwohnung, dazu noch einmal 74 Millionen Euro als Steuern auf die anderen Immobilien) verbleiben den Gemeinden also Mehreinnahmen von rund 37 Millionen Euro. Allerdings müssen die Gemeinden der vier oben genannten Regionen und Provinzen gemeinsam noch einmal 60 Millionen Euro aufbringen (15 Millionen Euro für Südtirol?).

Es wird demnach darum gehen, dass das Land auch hierfür eine Durchführungsbestimmung mit dem Staat aushandelt, in der der Beitrag der Gemeinden am Sanierungspaket festgelegt wird (es werden wohl rund 80 Millionen Euro sein). Dieser Betrag wird von den Steuereinnahmen in Südtirol abgezogen. Darüber hinaus muss das Land gesetzgeberisch tätig werden, um die neuen Gemeindesteuern umzusetzen und zudem die vom Autonomiestatut vorgesehenen Spielräume nutzen zu können.
Was passiert, sollte der Landeshaushalt nicht bis 31. Dezember verabschiedet werden?
· Ein provisorischer Haushalt würde in Kraft treten, der vorsieht, dass nicht mehr als 4/12 der Summen im laufenden Haushalt ausgegeben werden dürfen.
· Die Personengruppen, die am meisten von der Krise betroffen sind, könnten auf keine Entlastungen zählen (Befreiung vom IRPEF-Zuschlag bis zu einem Einkommen von 15.000 Euro), ebensowenig wie der Mittelstand (IRPEF-Abzug von 252 pro Kind bis zu einem Einkommen von 70.000 Euro).
· Es gäbe keine IRAP-Entlastung vorbildlicher Unternehmen (auf 2,5 Prozent) und keine Wachstumsförderung (Anhebung der Beiträge und Rotationsfonds)
· Für alle Betriebe würde die IRAP auf 3,4 Prozent angehoben, für Banken auf 5,57 und für Versicherungen auf 6,82 Prozent.
· Die Gemeinden müssten IMU und RES nach den staatlichen Vorgaben anwenden.
· Alle im Finanzgesetz vorgesehenen Vereinfachungen und Rationalisierungsmaßnahmen würden entfallen.
